
 
Kleine Anfrage 
Moritz Promny (Freie Demokraten) vom 22.04.2024 
Vergabe öffentlicher Aufträge durch hessische Polizeipräsidien 
und  
Antwort  
Minister des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz 
 
 
 
Vorbemerkung Fragesteller: 
Für die hessische Polizei können ärztliche Dienstleistungen erbracht werden. Dabei könnte es sich insbesondere 
um Blutentnahmen zur Beweissicherung in Straf- und Ordnungswidrigkeitsverfahren sowie Prüfungen der  
Gewahrsamsfähigkeit von Gefangenen handeln. Um Informationen zu deren Vergabe zu erhalten, ist eine Sach-
standsabfrage für den Zeitraum der Jahre 2020 bis 2023 angezeigt. 
 
Die Vorbemerkung des Fragestellers vorangestellt, beantworte ich die Kleine Anfrage wie folgt: 
 
 
Frage 1 Welche Aufträge über ärztliche Dienstleistungen hat die Polizei unabhängig von der Rechtsnatur 

(Auftrag, Einzelabruf, Rahmenvertrag, et cetera) in den Jahren 2020 bis 2023 vergeben? Bitte auf-
schlüsseln nach Polizeipräsidien, Volumen der einzelnen Aufträge und Vertragspartner. 

 
Eine Auswertung aller polizeilich beauftragten medizinischen Leistungen im Sinne der Frage-
stellung wäre nur mit einem unverhältnismäßigen Verwaltungsaufwand leistbar.  
 
 
Frage 2 Werden durch die hessische Polizei benötigte ärztliche Dienstleistungen nach den geltenden ver-

gaberechtlichen Regelungen ausgeschrieben? Bitte die angewendeten Vergabevorschriften, bei un-
terschiedlicher Praxis nach Polizeipräsidien aufgeschlüsselt, angeben. 

  
Frage 3 Falls ja: Wie viele Vergabeverfahren sind in den Jahren 2020 bis 2023 bezogen auf ärztliche Dienst-

leistungen mit welchem Ergebnis durchgeführt worden? Bitte die angewendeten Vergabevor- 
schriften, bei unterschiedlicher Praxis nach Polizeipräsidien aufgeschlüsselt, angeben. 

 
Frage 4 Falls ja: Wie viele Vergabeverfahren bezogen auf ärztliche Dienstleistungen sind derzeit noch nicht 

abgeschlossen? Bitte aufschlüsseln nach Polizeipräsidien und Volumen der Aufträge. 
 
Frage 5 Falls ja: Wie lange betrug die durchschnittliche Dauer eines Vergabeverfahrens bezogen auf ärzt-

liche Dienstleistungen in den Jahren 2020 bis 2023? Bitte aufschlüsseln nach Beginn und Ende des 
Vergabeverfahrens.  

 
Frage 6 Falls nein: Warum wurden seitens der hessischen Polizei keine Vergabeverfahren bezogen auf ärzt-

liche Dienstleistungen durchgeführt? Bitte nach Polizeipräsidien aufschlüsseln. 
 
Frage 7 Falls nein: Wann hat die letzte wettbewerbsoffene Ausschreibung von ärztlichen Dienstleistungen 

stattgefunden und mit welchem Ergebnis? Bitte nach Polizeipräsidien aufschlüsseln, wenn keine 
Ausschreibung für die gesamte Landespolizei durchgeführt wurde. 

 
Frage 8 Falls nein: Beabsichtigt die hessische Polizei, Vergabeverfahren bezogen auf ärztliche Dienst- 

leistungen nachzuholen? Bitte nach Polizeipräsidien aufschlüsseln, wenn keine Ausschreibung für 
die gesamte Landespolizei beabsichtigt ist. 

 
Die Fragen 2 bis 8 werden aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. 
Die Verfahrensweise zur Inanspruchnahme von Gutachtertätigkeiten und medizinischen  
Leistungen für die Polizeiarbeit wird derzeit von einer Arbeitsgruppe, an der alle Polizeibehörden 
mitarbeiten, überprüft. Unter Berücksichtigung der tatsächlichen Marktgegebenheiten, der fach-
lichen sowie vergaberechtlichen Anforderungen und der vorausgegangenen Vergabeerfahrungen 
(zum Beispiel länger zurückliegende erfolglose Ausschreibungen) soll die Beauftragung der oben 
genannten Tätigkeiten und Leistungen für die hessische Polizei neu und rechtskonform geregelt 
werden.  
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Im Zusammenhang mit von der hessischen Polizei erteilten Gutachteraufträgen liegt dem  
Ministerium des Innern, für Sicherheit und Heimatschutz die Empfehlung des Hessischen Rech-
nungshofes vor, eine vergaberechtskonforme Erteilung von Aufträgen künftig sicherzustellen; 
zum Beispiel durch die Nutzung von Rahmenvereinbarungen. Die vom Innenministerium er- 
griffene Maßnahme zur Einrichtung einer Arbeitsgruppe wird vom Rechnungshof begrüßt. 
  
Die vom Fragesteller erbetenen weiteren Aufschlüsselungen sind nur mit einem unverhältnis-
mäßigen Verwaltungsaufwand leistbar.  
 
 
Wiesbaden, 24. September 2024  

Prof. Dr. Roman Poseck 
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